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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Seit den neunziger Jahren finden sich jeweils auch einige Hundert Rechtsradikale an
der Bundesfeier auf dem Rütli am Vierwaldstättersee ein. Dieser Festakt wird von
einem privaten, mehrheitlich aus Innerschweizer Politikerinnen und Politikern
zusammengesetzten Komitee organisiert. Dabei störten die Rechtsextremen mehrmals
mit Protestrufen die Ansprachen von Bundesräten. Zudem machten sie mit dem
abgewandelten Hitlergruss (so genannter Kühnen-Gruss mit drei statt fünf
ausgestreckten Fingern), mit den Frontisten-Fahnen aus den dreissiger Jahren und mit
Sprechchören auf sich aufmerksam. In diesem Jahr fielen die Störaktionen der rund
700 mehrheitlich jugendlichen Skinheads und anderer Personen aus dem
rechtsradikalen Umfeld gegen die Ansprache von Bundespräsident Schmid besonders
laut aus. Als Reaktion darauf mehrten sich die Rufe nach organisatorischen oder
polizeilichen Vorkehrungen für künftige 1. August-Feiern auf dem Rütli. 1

ANDERES
DATUM: 01.08.2005
HANS HIRTER

Zum Schluss der Frühjahrssession lehnte der Nationalrat stillschweigend ein Postulat
Müller-Altermatt (cvp, SO) ab, das vom Bundesrat eine Liste mit Ereignissen verlangt
hätte, deren gedacht werden sollte. Gleichzeitig hätte der Bundesrat beurteilen sollen,
ob Gedenkfeiern in ausreichender Weise abgehalten würden. Der Postulant begründete
seinen Vorstoss damit, dass die Schweiz von Mythen lebe, die dem Grundverständnis
der modernen Schweiz allerdings nur bedingt gerecht würden. Insbesondere müssten
Ereignisse gefeiert werden, welche zur Erlangung bürgerlicher Freiheiten führten, wie
etwa die Petition of Rights (London, 1628), die Erklärung der Menschenrechte während
der französischen Revolution oder die Europäische Menschenrechtskonvention von
1948. Der Bundesrat hatte den Vorstoss zur Ablehnung beantragt, weil er Jubiläen
erstens nur sehr zurückhaltend unterstütze und zweitens die wissenschaftliche
Aufarbeitung und Interpretation von Geschichte nicht Aufgabe des Staates sein könne. 2

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
MARC BÜHLMANN

Verfassungsfragen

«Die Ungeliebte» – so titelte die deutsche Zeitung «Die Zeit» im Juni 2019 zum 20-
jährigen Jubiläum der Schweizer Bundesverfassung vom 18. April 1999. Denn während
die Deutschen im selben Jahr 70 Jahre Grundgesetz feierten und in Österreich der
Bundespräsident von der «schönen Verfassung» schwärmte, habe sich in der Schweiz
kaum jemand für den Geburtstag der Bundesverfassung interessiert. Tatsächlich wurde
hierzulande lediglich nachträglich und eher spärlich über das Ereignis berichtet.
Dass das Verhältnis der Schweizer Bevölkerung zu ihrer Bundesverfassung
«unterkühlt» sei, wurde von der «Zeit» folgendermassen begründet: Einerseits sei die
Verfassung der Schweiz nicht in Stein gemeisselt, sondern als «work in progress» zu
verstehen; eine Verfassung also, an welcher das Volk ständig mitbastle. Dies habe sich
bereits bei der ersten Bundesverfassung von 1848 gezeigt, welche damals, vom «Geiste
der französischen Revolution» und den «amerikanischen Gründervätern» beseelt, als
«modernste Verfassung Europas» gegolten habe, 1874 aber bereits einer ersten
Totalrevision unterzogen worden sei. Andererseits sei die Revision von 1999 eine
Zangengeburt gewesen, welche seit den 1960er-Jahren im Gespräch gewesen und dann
in den 1990er-Jahren beinahe am Ständemehr gescheitert sei. Ferner habe sich bereits
vor 20 Jahren nur eine Minderheit für die Verfassungsänderung interessiert, was an der
damaligen Stimmbeteiligung von 35 Prozent abzulesen sei.
Dieser Argumentation pflichtete wenige Wochen nach Erscheinen des Artikels der
«Zeit» auch der renommierte Schweizer Historiker Georg Kreis in der Aargauer Zeitung
bei, als er die Revision als eine «Zangengeburt nach einer über 30-jährigen
Schwangerschaft» bezeichnete. Laut Kreis habe denn tatsächlich nur eine Zeitung, die
«Ostschweiz am Sonntag», in der Schweiz über das Jubiläum berichtet – und zwar
verspätet. Den ebenfalls von der «Zeit» beschriebenen Umstand, dass die Schweizer
Bundesverfassung «nicht in Stein gemeisselt» sei, verdeutlichte Kreis anhand eines
aktuellen Beispiels: Der Frauenstreik etwa sei Indiz dafür, dass gewisse Artikel der
Verfassung wie jener von 1981 zur Gleichstellung der Geschlechter eben nur zögerlich
umgesetzt würden.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.04.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Schliesslich legte Kreis etwas schwarzseherisch nahe, ein weiterer Grund für das
Jubiläumsschweigen könnte sein, dass, würde heute darüber abgestimmt, gewisse
Anpassungen wie Art. 5 (Beachtung des Völkerrechts) oder Art. 8 (vor dem Gesetz sind
alle Menschen gleich) vielleicht nicht mehr dieselbe Unterstützung erhalten würden.

Etwas zeitnaher am Geburtstag, nur drei Tage danach, erschien derweil eine Kolumne
im St. Galler-Tagblatt: Dort sinnierte Publizist und SGG-Präsident Lukas Niederberger
über das verpasste Ereignis und kam unter anderem zum Schluss, dass man
Verfassungsjubiläen wohl ähnlich wie in der Ehe zu feiern habe – erst nach 25 Jahren. 3

Nationale Identität

Nach den rechtsradikalen Störmanövern 2005 an der Bundesfeier auf dem Rütli
ergriffen die Behörden und die Organisatoren dieses Jahr strenge
Sicherheitsmassnahmen. Mit einem Ticketsystem versuchten sie, den Zugang zu
limitieren und unliebsame Elemente fern zu halten. Zusammen mit den polizeilichen
Kontrollen der Anfahrts- und Anmarschwege funktionierte dies gut. Organisierte
Rechtsextreme waren auf dem Festgelände nicht anzutreffen, und die Ansprachen
konnten ungestört gehalten werden. Im Gegensatz zu früheren Jahren trat auch kein
Bundesrat als Redner auf. Der eingeladene Bundespräsident Leuenberger hatte im
Einverständnis mit dem Gesamtbundesrat auf eine Teilnahme verzichtet; er wollte
damit auch zum Ausdruck bringen, dass in der Schweiz keine zentrale 1.-August-Feier
stattfindet, sondern allen lokalen Anlässen die selbe Bedeutung zukommt. 4

ANDERES
DATUM: 02.08.2006
HANS HIRTER

Die von einer privaten Vereinigung veranstaltete Bundesfeier auf dem Rütli erfreute
sich auch dieses Jahr grosser Aufmerksamkeit bei den Medien. Nach den störenden
Auftritten von Rechtsextremen in den Jahren 2004 und 2005 sorgten die Veranstalter
wie bereits im Vorjahr mit strengen Sicherheitsmassnahmen dafür, dass nur
vorangemeldete Gäste Zugang fanden. Die Rechtsradikalen wurden nicht zugelassen;
rund 300 von ihnen folgten einem Aufruf der PNOS und versammelten sich eine Woche
später am selben Ort. Im Zentrum der 1. August-Feier auf dem Rütli standen im
Berichtsjahr die Frauen. Die mitveranstaltenden Frauenorganisationen hatten
Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey (sp) und Nationalratspräsidentin Christine
Egerszegi-Obrist (fdp, AG) als Hauptrednerinnen eingeladen. Die Kantone der
Innerschweiz waren weder von der Idee einer von der SP-Bundespräsidentin
angeführten Frauenfeier am 1. August noch vom zu erwartenden Sicherheitsaufwand
angetan und stellten phasenweise die Durchführung des diesjährigen Anlasses in Frage.
Der Disput hatte auch wahlkampfspezifische Aspekte und wurde von den Medien
während Monaten in breitester Form abgehandelt. Die SP gebärdete sich als Hüterin
des schweizerischen Patriotismus und die SVP fand auf einmal diese Bundesfeier auf
dem Rütli (in den Worten ihres Präsidenten Maurer „… nur eine Wiese mit Kuhdreck“)
nicht mehr so wichtig. Die Finanzierung des Sicherungsaufwands übernahmen, nach
einigem Hin und Her und der Zusage eines Beitrags von privaten Sponsoren, die Stadt
und der Kanton Luzern sowie Uri. Die Veranstaltung wurde ohne Störungen
durchgeführt. Diese Feier und ihre Umstände wurden auch im Parlament zu einem
Thema. Der Bundesrat bestätigte in seiner Antwort auf eine Interpellation Inderkum
(cvp, UR) seine Haltung, dass sich der Bund nicht finanziell an dieser Veranstaltung auf
dem Rütli beteiligen werde. Grundsätzlich lehne die Landesregierung die Durchführung
einer zentralen nationalen Bundesfeier, egal ob auf dem Rütli oder anderswo, ab, da
dies nicht dem föderalistischen Charakter der Schweiz entsprechen würde. 5

ANDERES
DATUM: 01.08.2007
HANS HIRTER

Nachdem die Rechtsextremen vom Rütli verdrängt worden waren, suchten sie sich
andere Orte für ihre historisch untermauerten Auftritte - unter anderem auch die Feier
zur Schlacht von 1386 in Sempach (LU). Die Luzerner Behörden sahen keinen Anlass,
etwas gegen die Beteiligung der PNOS (Partei National Orientierter Schweizer) und
anderer Rechtsextremisten an der Sempacher Feier zu unternehmen. Diese hätten sich
in den Vorjahren stets anständig benommen und ihr Kranzlegungsritual mit der sich an
der faschistischen Frontenbewegung der 30er Jahre orientierenden Symbolik erst nach
der offiziellen Feier durchgeführt. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.06.2008
HANS HIRTER
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Die Luzerner Behörden sahen vorerst noch keinen Anlass, das Konzept für die Feier der
Schlacht von Sempach zu ändern. Diese wurde auch dieses Jahr wieder von
Rechtsradikalen für einen Grossaufmarsch benutzt. Ihren rund 250 Personen standen,
von der Polizei abgetrennt, rund 100 dagegen protestierende Jungsozialisten
gegenüber. Die eigentliche Feier fand witterungsbedingt in einer Kirche und ohne die
Rechtsradikalen statt; letztere marschierten anschliessend allein zum Schlachtgelände.
Nach der Kundgebung kündigte die Luzerner Kantonsregierung die Ausarbeitung eines
neuen Konzepts für die Durchführung dieses Anlasses an. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.2009
HANS HIRTER

Aufgrund der vorjährigen Störungen durch Rechtsradikale plante die Luzerner
Regierung im Berichtsjahr anstelle eines Umzugs zum Gedenken an die Schlacht von
Sempach die Durchführung eines Gottesdienstes. Die SVP Luzern sammelte daraufhin
Unterschriften für eine Petition, die ein Beibehalten der bisherigen Feierlichkeiten
forderte. Diese wurde auch von Bundesrat Maurer unterschrieben, was einigen Wirbel
verursachte. Maurer wurde vorgeworfen, sich in kantonale Belange einzumischen und
Rechtsextremismus zu unterstützen. Dieser rechtfertigte seine Unterschrift mit dem
Hinweis, dass die Petition lediglich eine würdevolle Feier, also eine Feier ohne
politischen Extremismus fordere. Die Luzerner Regierung schlug ein Konzept vor, das
anstelle von Schlachtfolklore zukünftig ein Volksfest vorsieht, mit dem der Dialog
gefördert und die zunehmende Politisierung des Anlasses verhindert werden soll. 8

ANDERES
DATUM: 27.06.2010
MARC BÜHLMANN

Da die Feierlichkeiten zum Gedenken an die Schlacht bei Sempach in den letzten
Jahren immer wieder durch Aufmärsche von Rechts- und teilweise auch
Linksextremisten gestört wurden, was zu immensen Sicherheitskosten geführt hatte,
beschloss die Luzerner Regierung für das 625-jährige Jubiläum von 2011 ein neues
Konzept. Anders als auf dem Rütli wurden Extremisten allerdings nicht mit einem
Zulassungssystem ferngehalten. Der Kanton Luzern richtete vielmehr ein grosses, allen
zugängliches Mittelalter-Volksfest aus, verzichtete jedoch auf den Umzug auf das
Schlachtgelände. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.07.2011
MARC BÜHLMANN

Mitte August wurde in Villmergen (AG) mit einem Freilichttheater und einem Festakt das
300-Jahr-Gedenken an den Zweiten Villmergerkrieg abgehalten. Bei der Schlacht von
Villmergen schlugen die protestantischen Berner die katholischen Innerschweizer
Truppen vernichtend. Die Folgen waren nicht nur territoriale Veränderungen, sondern
auch die Schaffung eines paritätischen Schiedsgerichts für konfessionelle Streitfragen.
Festrednerin Bundesrätin Leuthard betonte, dass der in Aarau unterzeichnete vierte
Landfrieden vom 11. August 1712 ein Grundstein für die Schweizer Kultur des Dialogs sei,
und aufgezeigt habe, dass Mehrheitsentscheide minderheitsfähig sein müssten. 10

ANDERES
DATUM: 11.08.2012
MARC BÜHLMANN

Mit den zahlreichen, 2015 anstehenden historischen Jubiläen – die Schlacht am
Morgarten (1315), die Eroberung des Aargau (1415), Marignano (1515) und der Wiener
Kongress (1715) – wurde die Geschichte der Schweiz mit einiger Wucht Gegenstand
politischer Debatten. Kontrovers wurde die Bedeutung dieser Ereignisse für die
Entstehung der modernen Schweiz diskutiert. Auf nationalkonservativer Seite, vor allem
vertreten durch Exponenten der SVP und sekundiert durch die BaZ und die Weltwoche,
wurde auch in eigens dafür organisierten (Wahl-)Veranstaltungen die mythische
Bedeutung der historischen Ereignisse betont. Morgarten, Marignano und der Wiener
Kongress seien die Wurzeln von Schweizer Neutralität und Unabhängigkeit, die es
deshalb auch heute noch zu bewahren gelte. Einer Entmystifizierung redete hingegen
die Linke das Wort, die den Ursprung des Bundesstaates mit 1848 gleichsetzt und –
wenn schon historisch gefeiert werden solle – moderneren Ereignissen wie etwa dem
siebzigsten Jahrestag des Endes des 2. Weltkrieges gedenken wollte. Auch Historiker
mischten sich in die Debatte ein, wobei die moderne Geschichtswissenschaft
gegenüber der Bedeutung von Einzelereignissen sowie deren Überlieferung eher
skeptisch ist. Objektiv-historisch betrachtet dürften die Jubiläums-Ereignisse –
insbesondere die beiden Schlachten – wohl nicht die geschichtlichen Wendepunkte der
Eidgenossenschaft darstellen. Sie können jedoch als zentrale Elemente der
Erinnerungskultur und der nationalen Identität betrachtet werden. 
Im Rahmen einer durch eine Interpellation Stöckli (sp, BE) angeregte ständerätlichen
Debatte zum Thema schaltete sich auch Bundesrat Alain Berset in die Diskussion ein. Er
störte sich an der Art und Weise der Debatte, die, statt befruchtend zu wirken, eher zu

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 17.03.2015
MARC BÜHLMANN
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einer unnötigen Spaltung in zwei sich konkurrierende Schweizen führe. Der
Kulturminister gab zu bedenken, dass alle Erzählungen zu einer grossen gemeinsamen
Geschichte gehörten. Man müsse sich aber stets bewusst sein, dass sich ein
Geschichtsbild entwickle und dessen Interpretation Veränderungen unterworfen sei. Er
rief deshalb zu mehr Zurückhaltung und Bescheidenheit auf. 
Auch wenn die SVP die Jubiläen in ihren Wahlkampf einbaute und versuchte, ihr
Narrativ des Abwehrkampfes eines kleinen Landes gegen fremde Übermächte zu
instrumentalisieren, und auch wenn sich einzelne Historiker – allen voran Thomas
Maissen – gegen diese Deutung auflehnten – eine wirklich breite öffentliche Debatte
entwickelte sich kaum. Der Streit zwischen Mythos und Wahrheit blieb auf Elitenebene.
Das öffentliche Interesse am Thema verflachte dagegen relativ schnell. 11

Ein von der offiziellen Schweiz organisierter Gedenkakt zum Ende des Zweiten
Weltkrieges fand 2015 nicht statt. Im Vorjahr hätte eine Motion von Jacqueline Fehr (sp,
ZH) genau dies gefordert, um all jenen zu danken, die den Nationalsozialismus und
Faschismus besiegt hatten. Der Bundesrat hatte zwar die Prüfung einer Beteiligung an
einem möglichen nationalen oder internationalen Festakt in Aussicht gestellt und in
diesem Sinne die Motion zur Annahme empfohlen, die Debatte im Nationalrat wurde
jedoch verschoben bzw. die stillschweigende Überweisung verhindert, weil Christoph
Mörgeli (svp, ZH) den Vorschlag bekämpfte. In der Wintersession 2015 wurde der Antrag
dann schliesslich abgeschrieben, weil Jacqueline Fehr in der Zwischenzeit aus dem Rat
ausgeschieden war. Der Vorschlag der im Frühling in den Zürcher Regierungsrat
gewählten Sozialdemokratin war auch als Versuch gewertet worden, die 2015 stark von
historischen Ereignissen geprägte Diskussion um das Schweizer Geschichtsverständnis
auch auf neuere Ereignisse zu lenken. 12

MOTION
DATUM: 08.05.2015
MARC BÜHLMANN

Ein Bestandteil der zeitweise ideologisch aufgeladenen Geschichtsdebatte im Jahr der
Staatsjubiläen war die Diskussion um die Geburtsstunde der Schweizer Neutralität. Hob
die nationalkonservative Rechte auf der einen Seite diesbezüglich die Bedeutung der
Schlacht von Marignano 1315 hervor, zeichneten auf der anderen Seite vor allem
Historikerinnen und Historiker ein differenzierteres Bild: Eine an singulären Ereignissen
festgemachte Geburtsstunde der Schweizer Neutralität sei historisch schwer zu
begründen. 
An einem Historikerkongress an der Universität Lausanne Anfang Juni wurde der Wiener
Kongress 1815 als wichtige und gut dokumentierte Etappe in der Entwicklung der
Neutralität der Schweiz diskutiert. Betont wurde hier, dass die von den Siegern über
Napoleon ausgesprochene, völkerrechtliche Anerkennung der Schweizer Neutralität
eher oktroyiert als errungen worden war. Hervorgehoben wurden freilich die
Leistungen des Genfer Unterhändlers Charles Pictet de Rochemont, der den damals
ziemlich ramponierten Ruf der Eidgenossenschaft auch dank guten Beziehungen und
diplomatischem Geschick vergessen machen konnte. Einig waren sich die meisten
Historiker und Historikerinnen freilich auch darüber, dass die Idee der Neutralität
schon vorher bestanden hatte, dass sie sich aber vor allem nach dem Wiener Kongress
überaus rasch ins kollektive Schweizer Bewusstsein brannte – damals allerdings eher
von den Liberalen als von den Konservativen hochgehalten wurde. 
Im Gegensatz zu den Schlachtenjubiläen (Morgarten und Marignano) wurde dem Wiener
Kongress weniger Aufmerksamkeit zu teil. Bereits 2014 hatte sich der Bundesrat explizit
für Zurückhaltung des Bundes bei historischen Erinnerungsfeiern ausgesprochen.
Interessierte konnten sich immerhin im Musée national suisse in Prangins über die
Neugestaltung der Schweiz von Napoleon bis zum Wiener Kongress – so der Titel der
Ausstellung – über den historischen Kontext informieren. 
Neben dem im Rahmen dieser Ausstellung stattfindenden, erwähnten
Historikerkongress fand ein vom Regierungsrat des Kantons Zürich organisierter Festakt
zum Jubiläum von 1815 mediale Aufmerksamkeit. Mit ein Grund dafür war, dass der
ehemalige Bundesrat Moritz Leuenberger (sp) eine Festrede hielt. In seinem im Tages-
Anzeiger abgedruckten Vortrag betonte der ehemalige Magistrat, dass die Schweiz wie
jedes andere Land weder autonom noch autark handeln könne, sondern grosse
politische Probleme nur global gelöst werden könnten. Vor 200 Jahren sei eine Schweiz
als Resultat verschiedenster Interessen innerhalb und ausserhalb der
Eidgenossenschaft entstanden und es gelte heute, die inneren Interessen so ins
Gleichgewicht zu bringen, dass die Schweiz auch eine globale Verantwortung
übernehmen könne. Die Rede provozierte einige, teilweise hämische Kommentare in
der Weltwoche. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.06.2015
MARC BÜHLMANN
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Die Schlacht am Morgarten hat in der Entstehungsgeschichte der Eidgenossenschaft
einen prominenten Stellenwert, obwohl über das Ereignis historisch kaum etwas
überliefert ist. Im Rahmen des 700-Jahr-Jubiläums hatten die Kantone Schwyz und Zug
den Stand des historischen Wissens in verschiedenen Ausstellungen und auf einer
eigens dafür erstellten Jubiläums-Webseite (www.morgarten2015.ch) aufbereitet. Ein
gut sichtbares Ziel war dabei, die Erinnerung nicht ideologisch aufzuladen. Für einigen
Wirbel sorgten archäologische Funde im Gebiet rund um das vermutete Schlachtfeld.
Silbermünzen und Waffenteile, die aus dem Ende des 13. Jahrhunderts stammen,
wurden als Belege gefeiert, dass die Schlacht tatsächlich stattgefunden hatte. Historiker
mahnten hier allerdings zu Zurückhaltung. 
Der offizielle Festakt, zu dem rund 900 Gäste aus Politik, Wirtschaft und Armee geladen
waren, fand am 21. Juni 2015 statt. Die Festredner betonten, dass sich die 700 Jahre
zurückliegenden kriegerischen Ereignisse rund um den Ägerisee zwar nicht
rekonstruieren liessen, dennoch habe die erste Freiheitsschlacht der
Eidgenossenschaft wichtige identitätsstiftende Wirkung. Der Zuger Regierungsrat Heinz
Tännler (ZG, svp) sprach von einem am Morgarten begründeten Bewusstsein, dass die
Schweiz eine Antithese zur globalisierten Welt darstelle. Bundesrat Ueli Maurer stiess
ins gleiche Horn und kritisierte all jene Historiker, welche die für die Entwicklung der
Eidgenossenschaft bedeutenden Ereignisse entmystifizieren wollten. Die
geschichtswissenschaftliche Kritik an der Schweizer Geschichte sei überwiegend
politisch. Morgarten sei vielmehr als Beginn der dauernden Verteidigung der eigenen
Freiheit zu verstehen. Er hoffe, dass dieser Mut zur Eigenständigkeit dauerhaft bleibe. 
Ein Mittelalterfest in Zug Ende September, ein Freilichtspektakel beim
Schlachtendenkmal während des Sommers sowie das traditionelle Morgartenschiessen
mit dem Gedenkanlass Mitte November machten das Jubiläumsjahr in der Innerschweiz
zu einem vielfältigen Anlass. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2015
MARC BÜHLMANN

Um ein Aufeinandertreffen von rechts- und linksextremen Organisationen zu
verhindern, untersagte die Luzerner Polizei den sogenannten Gedenkmarsch auf das
Schlachtfeld bei Sempach, der alljährlich von Rechtsextremen begangen wird. Weil
gleichzeitig eine Bewilligung der Gruppe Antifaschistische Aktion Zentralschweiz für
eine Gegendemonstration auf dem Schlachtfeld eingereicht wurde, befürchtete die
Polizei eine erhebliche Gefahr. Auch die Gegendemonstration wurde deshalb nicht
bewilligt. Nachdem die Polizei am Samstagabend das Gelände verlassen hatte, fanden
sich trotz Verbot rund 60 Rechtsextreme ein und legten einen Kranz nieder. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.07.2015
MARC BÜHLMANN

2015 wurden auf dem Rütli einige Neuerungen umgesetzt. Das Restaurant wurde von
einem neuen Pächter übernommen und die Schweizerische Gemeinnützige
Gesellschaft (SGG) plante, den Besuchern des historischen Ortes mit jährlichen
Ausstellungen mehr zu bieten. Die erste Ausstellung war dem Thema Identität und
Rassismus gewidmet und startete im Juni. 
Freilich war die Wiese auch 2015 Ort politischer Debatten. Ende Juli führte die
Schweizerische Offiziersgesellschaft eine Gedenkfeier zum 75-Jahr-Jubiläum des so
genannten Rütlirapports durch. Am 25. Juli 1940 hatte General Guisan den Wehrwillen
der Schweiz beschwört und gleichzeitig seine Reduit-Idee öffentlich bekannt gegeben.
Die geladenen Redner waren sichtlich bemüht, den Reduit-Gedanken nicht
wiederzubeleben. Bundesrat Ueli Maurer plädierte allerdings mit Bezug auf Gusians
Rede für einen stärkeren Glauben an die Armee und eine höhere Bereitschaft, die
Freiheit und Unabhängigkeit der Schweiz zu verteidigen. Dafür seien allerdings auch die
nötigen finanziellen Mittel für die Armee zu sprechen. 
Bei der traditionellen 1.-August-Feier, die unter dem Motto "Gastfreundschaft" stand,
trat Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga als Festrednerin auf. Ihre Rede setzte
sozusagen den Kontrapunkt, indem sie nicht eine Konzentration auf die Innenpolitik,
sondern eine lösungsorientierte Auseinandersetzung mit der EU forderte. 
Der in der Presse von Peter Keller (svp, NW) angekündigte Vorstoss mit dem Ziel, die
"linksfreisinnige" SGG vom Rütli-Mandat zu entbinden, blieb bis anhin Makulatur. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2015
MARC BÜHLMANN
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Im Wahljahr stiessen die 1.-August-Ansprachen von Bundesräten und
Parteipräsidenten auf grössere mediale Resonanz. Dabei schlugen die Vertreter der
Parteien lautere Töne an und richteten ihre Festreden thematisch anders aus als die
Regierungsmitglieder. So warnte etwa SVP-Parteipräsident Toni Brunner vor der
Zuwanderung, die noch immer nicht gestoppt worden sei. SP-Präsident Christian Levrat
warf der SVP Polemik und Niveaulosigkeit vor und rief dazu auf, Menschen in Not
aufzunehmen. Christophe Darbellay - Präsident der CVP - warnte vor "Brandstiftern",
die Panik schürten, obwohl die Integration von Einwanderinnen und Einwandern trotz
einigen Problemen gut funktioniere. Auch BDP-Präsident Martin Landolt sprach sich für
eine Aufnahme von Zuflucht suchenden Menschen aus. Das seien nicht einfach
Wirtschaftsflüchtlinge, sondern Menschen, die per Geburt weniger privilegiert seien als
Schweizerinnen und Schweizer. 
Die Bundesrätinnen und Bundesräte betonten derweil eher die Europapolitik. In ihrer
Radioansprache und ihrer Festrede auf dem Rütli betonte Bundespräsidentin
Simonetta Sommaruga, dass die anstehenden Weichenstellungen mit Europa nur mit
einer lösungsorientierten politischen Kultur bewältigt werden könnten. Auch Eveline
Widmer-Schlumpf betonte bei ihrer Festrede in Titterten (BL), dass schrille Töne in der
Politik nicht zu Lösungen führten. Leider werde die Kultur des Ausgleichs von einigen
immer stärker aufs Spiel gesetzt. Die wirtschaftliche Bedeutung der Zusammenarbeit
mit der EU wurde von Doris Leuthard in Ottenbach (ZH) und Zurzach (AG) betont. Als
einzige Magistratin sprach sie auch die Flüchtlingspolitik an: Die Schweiz könne im
Bewusstsein ihrer humanitären Tradition mehr tun als andere Länder. Die Wirtschaft
war Thema von Johann Schneider-Ammanns Rede. Auch der Wirtschaftsminister, der
ebenfalls im Kanton Basel-Landschaft, in Allschwil und in Windisch (AG), auftrat,
betonte dabei die Bedeutung der Zusammenarbeit mit Europa. Einer Stärkung des
inneren Zusammenhaltes redeten Didier Burkhalter (in Zürich und in Sumiswald, BE)
und Alain Berset (in Lindau, ZH) das Wort - Berset war der einzige Regierungsvertreter,
der zudem auch noch eine Ansprache in der Romandie hielt (in Sierre, VS): Die
Masseneinwanderungsinitiative scheine die Schweiz gespalten zu haben; trotz
wachsender kultureller Vielfalt müsse die Gesellschaft aber zusammengehalten werden.
Einzig Ueli Maurer warnte in Grosswangen (LU) und Nottwil (LU) vor einem engeren
Anschluss an die EU und lobte auch bezugnehmend auf die Geschichte der
Eidgenossenschaft den bewährten Weg der Unabhängigkeit. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2015
MARC BÜHLMANN

Die bereits 2013 eingereichte Motion Markwalder (fdp, BE), die eine
öffentlichkeitswirksame Feier zum 40-jährigen Jubiläum der Mitgliedschaft der Schweiz
zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) gefordert hatte, wurde Ende
September abgeschrieben. Der Bundesrat hatte zwar bereits Ende 2013 die Annahme
der Motion beantrag; das Anliegen war aber von Pirmin Schwander (svp, SZ) bekämpft
worden, was die stillschweigende Annahme verhinderte und letztlich auch die Planung
einer entsprechenden Jubiläumsfeier und somit die Motion obsolet machte. 18

MOTION
DATUM: 25.09.2015
MARC BÜHLMANN

Zu reden gab 2015 die Schlacht bei Marignano, bei der vor 500 Jahren die Eidgenossen
eine empfindliche Niederlage gegen das Heer des französischen Königs François I.
erleben mussten. Die politische Debatte pendelte zwischen zwei Polen: Auf der einen
Seite wird Marignano als Geburtsstätte der Schweizer Neutralität interpretiert. Diese
Betrachtung fusst auf Paul Schweizers 1895 erschienenen "Geschichte der
schweizerischen Neutralität", wurde und wird verschiedentlich politisch verwendet
(z.B. in der Bundesfeier-Rede von Marcel Pilet-Golaz am 1. August 1940 oder in einer
Ansprache von Ueli Maurer im Januar 2007) und war lange Gegenstand der schulischen
Geschichtsausbildung. Diese Interpretation wird auf der anderen Seite als Konstruktion
betrachtet, mit dem Hinweis, dass die frühneuzeitliche Schlacht nicht als
Ausgangspunkt einer Linie hin zur modernen Neutralität gelten kann. Während vor allem
Exponenten der SVP auf erstere Interpretation pochten und damit durchaus auch
Wahlkampf betrieben und ihre Position gegen den Einfluss fremder Mächte stärken
wollten, führten Historiker die Kritik fort, wie sie bereits in den 1970er Jahren vom
Zürcher Geschichtswissenschaftler Emil Usteri begründet wurde. 
Eine Episode in dieser vor allem von Parteipolitikern, Feuilletonisten, Historikern und
Kulturschaffenden geführten Auseinandersetzung stellte der anlässlich des Jubiläums
abgestattete Besuch von Bundesrätin Simonetta Sommaruga in der Gemeinde San
Giuliano, auf deren Gebiet die Schlacht stattgefunden hat, dar. Der Bürgermeister des
italienischen Städtchens bezeichnete in seiner Rede die Schlacht als Beginn der
Schweizer Neutralität und wurde von Bundesrätin Sommaruga prompt korrigiert. Die
Erinnerung an Marignano könne aber sehr wohl eine Diskussion über die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Neutralitätspolitik der Schweiz im 21. Jahrhundert anstossen. 
Im Vorfeld der Festivitäten hatte ein Artikel von Ulrich Schlüer in seiner "Schweizerzeit"
für Wirbel gesorgt, behauptete dieser doch, nicht Simonetta Sommaruga, sondern Ueli
Maurer sei eigentlich ursprünglich für die Rede in San Giuliano vorgesehen gewesen.
Die Ansichten des SVP-Magistraten seien dem Gesamtbundesrat allerdings nicht
genehm gewesen und deshalb habe man Maurer einen Maulkorb verpasst – eine
Behauptung, die von offizieller Seite freilich dementiert wurde: Das Kollegium
beschliesse gemeinsam darüber, wer an einem Festakt auftrete. 
Mit moderner Museumspädagogik widmete sich das Landesmuseum dem Ereignis. Die
Ausstellung "Marignano 1515" öffnete Ende März 2015 ihre Tore und lockte bis Mitte Juli
mehr als 200'000 Besucherinnen und Besucher an. Die Ausstellung konzentrierte sich
auf die historischen Zusammenhänge im 16. Jahrhundert und strich dabei die
Geschichte des Söldnerwesens zwischen der Formierung der ersten Schweizergarde am
französischen Hof (1497) bis hin zur Soldallianz mit Frankreich (1521) heraus, die für die
historische Entstehung der Eidgenossenschaft eine wichtige Rolle spielte.  
Kaum debattiert wurde das Ereignis in der Romandie. Hauptgrund dürfte sein, dass es
1515 noch gar keine Westschweiz gab; eine "französische Schweiz" kann erst mit der
Helvetischen Republik ausgemacht werden, wobei damals Genf, das Wallis und
Neuenburg allerdings noch fehlten. Der teilweise hitzigen Auseinandersetzung zwischen
der nationalkonservativen Rechten und einigen Historikern über die Bedeutung
historischer Ereignisse für die Entstehung der modernen Schweiz könnte die
Westschweizer Gelassenheit freilich nur gut tun. 
Als Indiz dafür, dass die vor allem als politischer und wissenschaftlicher Diskurs
geführte Debatte um die Bedeutung von Marignano in der breiten Bevölkerung kaum
Widerhall gefunden hat, kann etwa das Resultat einer vom "Sonntagsblick" in Auftrag
gegebenen Umfrage herangezogen werden: Nicht einmal die Hälfte der rund 1'000
Befragten konnten Auskunft geben darüber, gegen wen die Eidgenossen bei Marignano
denn überhaupt verloren hatten. 19

Staatsjubiläen

Eine weitere private Koordinationsorganisation, "Chance 700", setzte sich zum Ziel,
Gegenakzente zu den offiziellen Feierlichkeiten zu setzen. Die Auseinandersetzung mit
den Benachteiligten unserer Gesellschaft sollen den Schwerpunkt dieser
Veranstaltungen bilden; so wurden denn Projekte wie eine therapeutische
landwirtschaftliche Wohngemeinschaft, die Ausstellung "Altitudes" zur Entwicklung des
Berggebiets, die Musikanimationsveranstaltung "Pop Schwiz" und eine Sternwanderung
mit Menschen aus der dritten Welt geplant. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.01.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Rahmen der Enthüllungen der Parlamentarischen Untersuchungskommission zu den
Vorkommnissen im EJPD sowie den weiteren Nachforschungen zur Fichenaffäre
innerhalb des EMD stellten sich bei vielen Kulturschaffenden Zweifel ein, ob sie sich an
Kulturprojekten im Rahmen der 700-Jahr-Feierlichkeiten aktiv beteiligen sollen oder
nicht. Bereits am Jahresanfang zog der Schriftsteller Gerold Späth aus Protest gegen
den "Schnüffelstaat" sein für eine 700-Jahr-Feier-Serie von Radio DRS geschriebenes
Hörspiel "Lasst hören aus alter Zeit" zurück. Die Diskussion um einen Kulturboykott
wurde nun vor allem innerhalb der Autoren- und Autorinnen-Gruppe Olten geführt,
ohne dass vorerst jedoch ein kollektiver Boykottentscheid zustandekam. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.01.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Auch die Bundesversammlung will ihren eigenen Beitrag an die Feierlichkeiten leisten.
Die von den Büros der beiden Räte eingesetzte Arbeitsgruppe sprach sich für eine
Frauensession, eine Sondersession mit der Aufführung eines Theaterstücks im
Nationalratssaal und eine Jugendsession aus. 22

ANDERES
DATUM: 27.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Folge unterzeichneten über 700 Kulturschaffende aus der ganzen Schweiz die
Erklärung "Keine Kultur zur Feier des Schnüffelstaates". Sie machten die Abschaffung
der politischen Polizei und die vollständige Offenlegung von allen Fichen und Dossiers
bis Ende Jahr zur Bedingung für die Mitarbeit an kulturellen Veranstaltungen anlässlich
der 700-Jahr-Feier. Nachdem diese Erklärung ohne wahrnehmbare Wirkung bei
Regierung und Parlament geblieben war, gingen die Initianten einen Schritt weiter und
liessen im April der Boykottdrohung den Boykottbeschluss folgen. Bis zum Juli
unterschrieben über 500 Kulturschaffende die Boykotterklärung. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die Gruppe Olten, welche sich 1989 noch grundsätzlich gegen einen Boykottaufruf
ausgesprochen hatte, stimmte im Juni an ihrer Generalversammlung mit 22 Ja gegen 17
Nein bei 5 Enthaltungen für die Unterstützung des Boykotts. Dass sich Gegner und
Befürworter des Boykotts praktisch die Waage hielten, zeigte, wie umstritten diese
Frage war. Einerseits betonten die Befürworter den Grundsatzcharakter der
Boykottfrage. Kulturschaffende sollten dem Uberwacherstaat nicht durch konstruktive
Kritik im Rahmen der Zentenarfeiern dienen, weil sie damit bloss eine Alibifunktion
übernehmen und das bestehende Machtgefüge legitimieren würden. Gegner betonten,
dass die Mitarbeit an den kulturellen Veranstaltungen eine einmalige Gelegenheit der
Mitsprache und Mitgestaltung am kulturellen und politischen Geschehen in der Schweiz
sei, die es nicht zu verpassen gelte. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ein Jahr vor den Feiern wurde aber auch die Privatwirtschaft aktiv und sicherte die
Summe von ungefähr 10 Mio Fr. zu, welche für kantonale und private Projekte noch
gefehlt hatten. So unterstützte Nestlé mit 3 Mio Fr. das Projekt "L'épopée de l'Europe",
eine multimediale Präsentation der Schweiz aus europäischer Sicht, und Hoffmann-La
Roche spendete 1,5 Mio Fr. für den Film "Switzerland". Auch die Migros und die SMH
befinden sich unter den Sponsoren. 25

ANDERES
DATUM: 26.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Da der Delegierte für die 700-Jahr-Feier auf keinen Fall das Budget von 65 Mio Fr.
überschreiten durfte, fielen seine Beiträge an die Kantone, welche aussergewöhnliche
Aktionen planten, relativ niedrig aus. In Graubünden hatte ein Finanzreferendum gegen
einen kantonalen Kredit von 3,2 Mio Fr. Erfolg, worauf die Regierung sämtliche Projekte
des geplanten "Bündner Fest 91" ersatzlos strich; das "Fest der Solidarität" des Bundes
im Kanton Graubünden wird davon allerdings nicht tangiert. In Baselland hingegen
scheiterte das von den Grünen und der GSoA ergriffene Referendum gegen einen
Kredit von 1,7 Mio Fr. in der Volksabstimmung. 26

ANDERES
DATUM: 24.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Debatte zum Kulturboykott und zum Verhältnis zwischen Staat und Kultur erfasste
aber auch Organisationen, die nicht zum Kultursektor im engeren Sinn gehören. So
haben Mitglieder verschiedener Aktionsgruppen das Komitee "700 Jahre sind genug"
gegründet; mit einem Manifest "Schweiz 1991: kein Grund zum Feiern" soll der Protest
gegen die staatlich inszenierten Feierlichkeiten ausgedrückt werden. Als
Gegenmanifestation zu den offiziellen Anlässen der Eidgenossenschaft plante das
Komitee ein grosses Festival, das im Sommer 1991 in Saignelégier (JU) stattfinden und
die "andere Schweiz" repräsentieren soll. Andere Veranstaltungen zu Themen wie
Umweltschutz, Asylpolitik, Dienstverweigerung oder Bankenpolitik sind ebenfalls
vorgesehen. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei der Planung der 700-Jahr-Feier der Eidgenossenschaft, entwickelte sich aus der
Zusammenarbeit des Delegierten des Bundesrates, Marco Solari, mit den Kantonen und
privaten Organisationen ein dichtes Netz vielfältigster Projekte. Unter dem Leitmotiv
der Begegnung hat die von über 90 Organisationen getragene "Aktion Begegnung 91",
welche als Informations- und Koordinationsstelle dient, Schwerpunktprojekte wie
"Begegnung am Heimatort", das für Auslandschweizer bestimmte Programm " 1991 die
Schweiz besuchen" sowie einen Lehrlingsaustausch zwischen den Sprachregionen
vorbereitet. Andere Aktionen wie "Begegnen im Sport", getragen von den wichtigsten
Sportorganisationen des Landes, und "Stern 91 ", eine Sternwanderung von
verschiedenen Punkten der Landesgrenze bis in die Urschweiz als Beitrag der Schweizer
Wanderwege gehören ebenso zu den Schwerpunkten der Begegnungsaktionen. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Um den Feierlichkeiten auch eine Öffnung nach aussen zu ermöglichen, wurden neben
dem privat organisierten internationalen Jugendtreffen auch grenzüberschreitende
Projekte der Kantone sowie grossangelegte Veranstaltungen von schweizerischen
Botschaften im Ausland geplant. 29

ANDERES
DATUM: 28.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Nachdem der Delegierte für die 700-Jahr-Feiern, Marco Solari, den Schriftsteller Max
Frisch vergeblich gebeten hatte, an der Eröffnungszeremonie in Bellinzona
teilzunehmen, lud er ihn nochmals ein, wenigstens am Schweizer Europatag dabei zu
sein. Frisch erklärte in seiner Absage, er könne sich nicht freiwillig mit einer Regierung
an einen Tisch setzen, welche für die Fichen-Affäre verantwortlich sei und damit
"Verfassungs-Verrat" als eidgenössischen Alltag toleriere. 30

ANDERES
DATUM: 15.03.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Bundesversammlung liess als Teil der Jubiläumsfeier Friedrich Dürrenmatts
Theaterstück "Herkules und der Stall des Augias" im Nationalratssaal aufführen. Gemäss
Ständeratspräsident Hänsenberger (fdp, BE) vermittelt das Stück die Einsicht, dass "aus
dem Mist Humus wird und in einem kleinen Staat nur kleine Schritte zum Ziel führen
und nicht grosse Helden". Die Aufführung war sehr umstritten, weil die Meinungen
darüber, ob der inzwischen verstorbene Schriftsteller als Befürworter des
"Kulturboykotts" die Aufführung seines Stücks im Rahmen der Jubiläumssession
zugelassen hätte, auseinandergingen. Die in den Festreden geäusserten Bekenntnisse
zu Solidarität und zu humanitärem Gedankengut stiessen in einem Teil der
Öffentlichkeit auf heftige Kritik, als während den Festlichkeiten bekannt wurde, dass
gleichentags fünfzehn als Asylbewerber abgewiesene Kurden von der Polizei verhaftet
worden waren, um später des Landes verwiesen zu werden. Im Bundeshaus selbst
wurde zur historischen, staatskundlichen und politischen Information der
Öffentlichkeit auch die Ausstellung "Expofédéral" durchgeführt. 31

ANDERES
DATUM: 12.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die 700 Kulturschaffenden, welche bis im Frühling 1990 die Kulturboykottdrohung
gegen die 700-Jahr-Feier unterschrieben hatten, sind in der Deutschschweiz —
zumindest zu Beginn der Festlichkeiten — zum Thema geworden und haben, gemäss
den Kritikern des Boykotts, eine im Verhältnis zu ihrem potentiellen Kulturschaffen
überproportionale Öffentlichkeitswirkung erhalten. Der Boykottaufruf ist in der
Westschweiz weniger stark befolgt worden. Die offiziellen Veranstaltungen unter dem
Motto "Utopie" sind laut dem Festdelegierten Solari bei den Intellektuellen im
Welschland auf fruchtbaren Boden gestossen. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Anfangs Mai wurde der "Weg der Schweiz", welcher auf einer Länge von 35 Kilometern
vom Rütli bis nach Brunnen entlang dem Urnersee führt, offiziell eröffnet. Der
Wanderweg war von den 26 Kantonen als Gemeinschaftswerk zur 700-Jahr-Feier
gestaltet worden und sollte für die Wanderer eine Möglichkeit zum Kennenlernen der
Vielfalt der Kantone bieten, aber auch einen Ort der Begegnung darstellen. Einige
Kantone nutzten zudem die enge Zusammenarbeit mit den ansässigen Behörden der
Urkantone zu intensiveren Kontakten. Auf Drängen der Stiftung "Weg der Schweiz"
änderte der Kanton Jura sein ursprüngliches Projekt und stellte seinen Wunsch nach
einem Kantonswechsel der bernisch gebliebenen Bezirke des Südjuras in einer Weise
dar, welche von den Stiftungsräten schlussendlich genehmigt werden konnte. 33

ANDERES
DATUM: 08.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Schwerpunktfeiern der Festtrilogie begannen mit dem "Fest der vier Kulturen",
welches dezentral in den Kantonen der Westschweiz durchgeführt wurde; dabei kamen
über 60 Veranstaltungen aus allen kulturellen Bereichen zum Tragen. In Lausanne
bildeten beispielsweise die Ballettauffiihrungen "La Tour" von Maurice Béjart und
"Fondue" von Heinz Spoerli einen Höhepunkt. 34

ANDERES
DATUM: 19.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das "Fest der Eidgenossenschaft" wurde im Juli in der Innerschweiz mit dem
"Mythenspiel", welches inhaltliche, formale aber auch finanzpolitische Kritik erregte,
eröffnet. Ein anderer Schwerpunkt war die "Arena Helvetica", welche in Form eines
gross angelegten Umzugs die eidgenössische Wehrgeschichte darstellte. Das Programm
des umstrittenen "Armeetages 91" in Emmen (LU) konnte restrukturiert werden,
nachdem in einer ersten Planungsphase der vorgesehene Bau eines speziellen
Autobahnanschlusses zur Durchführung eines Defilees und einer Armeeschau starke
Kritik in der Öffentlichkeit hervorgerufen hatte. Schlussendlich wurden zwei kürzere
sogenannte Vorbeimärsche mit je 3000 Soldaten und 470 Fahrzeugen in den
Mittelpunkt der vielfältigen Darstellungen gestellt. 35

ANDERES
DATUM: 23.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Eine von Geschichtsprofessor Altermatt, welcher der vom Bundesrat eingesetzten
"groupe de réflexion" angehörte, durchgeführte Zwischenbilanz Ende Juli glaubte einen
Graben zwischen den Intellektuellen und dem Volk zu erkennen. Die vorwiegend
kritische Meinung zu den Festlichkeiten unter den Intellektuellen, Kultur- und
Medienschaffenden kontrastiere stark zur Haltung der übrigen Bevölkerungsgruppen.
Im übrigen sei die Festbereitschaft in der Westschweiz wie erwartet grösser als in der
Deutschschweiz. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.08.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zahlreiche Aktivitäten im Ausland, wie zum Beispiel die Ausstellung "Switzerland 700" in
London, entstanden aus der Zusammenarbeit der schweizerischen diplomatischen
Vertretungen und den entsprechenden ausländischen Behörden sowie der
Privatwirtschaft. 37

ANDERES
DATUM: 09.08.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Rahmen der Veranstaltungen "Fest der Solidarität" im Kanton Graubünden wurden
verschiedene Austauschprogramme von Jugendlichen einzelner Berufsgruppen, so z.B.
auch der Bauern, durchgeführt. Fragen zum Verhältnis der ersten zur Dritten Welt
standen am Symposium "Wem gehört die Welt?" im Vordergrund; ein offener Geist
("Spiert aviert") sowie die Bereitschaft zur Mitgestaltung der Zukunft Europas waren am
europäischen Jugendtreffen im Engadin gefragt. 38

ANDERES
DATUM: 05.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Stadt Bern fanden von Juni bis September verschiedene Festanlässe zum
800jährigen Bestehen Berns (BE 800) statt. Höhepunkt war ein Festumzug im
September, an dem über 3200 Figuranten und 55 Umzugswagen teilnahmen. 39

ANDERES
DATUM: 09.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Frauenspezifische Projekte kamen unter anderem im Rahmen der Frauensession im
Parlament zum Zuge; thematisiert wurden Fragen der geschlechtsspezifischen
Machtausübung im Staat und die Diskrepanz zwischen juristischer und faktischer
Gleichstellung. Unter dem Titel "Frauen öffnen die Schweiz" fanden mehrere
Veranstaltungen statt, an denen die Themen Frauen und Okologie, Frauen und
Ökonomie sowie Frauen und Ökumene in unserer Gesellschaft erörtert wurden.
Ebenfalls im Rahmen der 700-Jahr-Feiern wurde am 15. September im Bundeshaus
eine Jugendsession durchgeführt. 40

ANDERES
DATUM: 26.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Den Abschluss der Feierlichkeiten bildete ein Symposium in Lugano unter dem Titel
"Die Schweiz an der Schwelle zum nächsten Jahrhundert", in welchem die
Zukunftsdiskussionen von fünf Arbeitsgruppen im Plenum präsentiert wurden. Dabei
fielen vor allem die beiden radikalen Umbruchsthesen von Christian Lutz, Leiter des
Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI), und von Giuseppe Rusconi, einem Tessiner
Bundeshausjournalisten, auf. An der, Schlusszeremonie in Basel forderte Bundesrat
Felber die Bevölkerung auf, nach den vielfältigen Überlegungen zur Zukunft der Schweiz
die Annäherung an Europa in Form eines EWR-Vertrages zu wagen. 41

ANDERES
DATUM: 18.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gesamthaft fanden auf eidgenössischer, kantonaler und kommunaler Ebene über 3000
Veranstaltungen im Rahmen der Jubiläumsfeiern statt, welche auf eine
unterschiedliche Resonanz stiessen; tendenziell entkrampfte sich das Verhältnis der
Bevölkerung zum eigenen Fest im Verlaufe des Jahres auch in der Deutschschweiz.
Zahlreiche Projekte und Anlässe sollen auch nach dem Jubiläumsjahr weitergeführt
resp. wiederholt werden. 42

ANDERES
DATUM: 18.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am 10. Januar fand in Bellinzona die Eröffnungszeremonie zur 700-Jahr-Feier statt. In
seiner Ansprache äusserte sich Bundespräsident Flavio Cotti positiv zur Idee einer
Zukunft der Schweiz in einem geeinten Europa und zur Wandlungsfähigkeit unserer
politischen Institutionen. Gleichzeitig kündigte er ein Solidaritätsgeschenk für alte und
behinderte Menschen im Betrag von 700 Fr. pro Person an und versprach, der
Bundesrat werde sich dafür einsetzen, dass die Dritte Welt mit zusätzlichen 700 Mio Fr.
unterstützt werde. Der Tessiner Architekt Mario Botta hatte für die Durchführung der
Eröffnungsfeier ein eigens dafür konzipiertes Zelt im Castello Grande aufstellen lassen;

ANDERES
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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dieses originelle Zelt wurde für sieben Schwerpunktfeiern in den verschiedenen
Landesregionen weiterverwendet. 43

Die Aktion "Begegnung 91.", Bestandteil der Feiern zum 700jährigen Bestehen der
Eidgenossenschaft, wurde im Berichtsjahr durch die Gründung eines Vereins
institutionalisiert. Ziel der Organisation ist es, weiterhin Besuche von
Auslandschweizern in der Heimat zu ermöglichen und ganz allgemein die Verständigung
zwischen verschiedenen Sprach- und Kulturräumen durch Begegnungsaktionen zu
fördern. 44

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.03.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der sogenannte "Weg der Schweiz" entlang dem Urnersee wird weiterhin bestehen
bleiben. Für den Unterhalt des 35 km langen Wanderweges ist fortan der Kanton Uri
zuständig. 45

ANDERES
DATUM: 01.07.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Rahmen der 700-Jahr-Feier hatten die Koordinationskommission für die Präsenz
der Schweiz im Ausland (KOKO) und die Schweizerische Verkehrszentrale (SVZ) die
grösste je von der Schweiz organisierte Informationskampagne durchgeführt. Die
Schweiz erreichte durch diese Kampagne, während der 64 Pressetexte in einer Auflage
von 2,4 Mio Exemplaren an 12 000 Redaktionen ausländischer Medien verschickt
wurden, laut dem Institut für Publizistikwissenschaft der Universität Zürich eine
umfangmässig noch nie vorher dagewesene Präsenz. Hinsichtlich der Qualität der
Artikel stellten Ulrich Saxer und Reto Stadler, die Leiter der Analysen, allerdings eine
häufige Reproduktion von Klischees und Mythen, die der Schweiz anhaften, fest.
Einzelne wichtige Medien wie "Der Spiegel", "Time" und "Newsweek" berichteten
jedoch auf eine sehr differenzierte und kritische Art, was das Gesamtbild wieder
ausglich. 46

ANDERES
DATUM: 16.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Schlussabrechnung der 700-Jahr-Feier wies ein positives Ergebnis aus. Den
Gesamtkosten von 83 Mio Fr. standen Sponsorengelder in der Höhe von 14,2 Mio und
Einnahmen aus dem Verkauf von Eintrittskarten und Werbeartikeln in der Höhe von 5,8
Mio Fr. gegenüber. Von dem durch das Parlament bewilligten Rahmenkredit von 65 Mio
Fr. – darin war auch eine Defizitgarantie von 10 Mio enthalten – mussten somit nur 63
Mio Fr. beansprucht werden. 47

ANDERES
DATUM: 08.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine wissenschaftliche Arbeit über Nationalismus im Rahmen der
Bundesfeierlichkeiten zeigte auf, wie schwierig die Zielsetzungen der Bundesfeiern
bei der 700-Jahr-Feier mit jenen der Vorbereitungen zur EWR-Abstimmung in
Einklang zu bringen waren. Patriotismus, Nationalismus und Sonderfalldenken konnten
gemäss dieser Studie im Rahmen der Feierlichkeiten eine Eigendynamik entwickeln, die
durch die vorwiegend auf rationaler Ebene geführte Argumentation der EWR-
Befürworter nicht mehr gebremst werden konnte. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.07.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In Beantwortung einer Interpellation Iten (fdp, ZG) zu den Vorbereitungsarbeiten der
150-Jahr-Feier des Bundesstaates antwortete Bundesrätin Dreifuss, dass erste
Projektskizzen im Bundesamt für Kultur ausgearbeitet würden. Es stünde auch schon
fest, dass das Landesmuseum, welches im Jubiläumsjahr nicht nur sein 100jähriges
Bestehen, sondern auch die Eröffnung des Westschweizer Ablegers in Prangins (VD)
feiern kann, in die Feierlichkeiten einbezogen wird. Ständerat Iten unterstrich in seiner
Begründung, dass das Jubiläumsjahr 1998 zum Gedenken an die Bundesstaatsgründung
vor 150 Jahren sowie als Markstein des Endes der Alten Eidgenossenschaft 1798
respektive des Beginns der Helvetik vor 200 Jahren einen historischen Rückhalt für die
gesamte Eidgenossenschaft darstellt, im Gegensatz zum 700-Jahr-Jubiläum im Jahre
1991. 49

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 06.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Der Kanton Wallis schlug im Anschluss an die Erwägungen der
Verständigungskommissionen vor, die Landesausstellung im Kantonshauptort Sion zu
organisieren. Aber auch die Kantone Genf, Neuenburg und Tessin machten sich für eine
Landesausstellung 2000 auf ihrem Gebiet stark. Die Genfer Regierung präsentierte
eine Vorstudie, welche vorsieht, die Trilogie Leben, Denken und Schaffen spielerisch
darzustellen. Während das Projekt eines Walliser Komitees unter dem Titel "Demopolis
2000" eine Zukunftsstadt von ca. 60 Hektaren Fläche beim Kantonshauptort Sion
vorsieht, plant ein Neuenburger Komitee eine eher konventionelle Ausstellung mit
Kantons-, Bundes- und Europapavillons, verteilt zwischen dem Seeufer und dem
Passübergang Vue des Alpes. 50

ANDERES
DATUM: 22.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gegen Ende des Berichtsjahres präsentierte die Tessiner Regierung ihr dezentrales
Konzept für eine Landesausstellung im Jahr 1998. Die von Stararchitekt Mario Botta
präsidierte Arbeitsgruppe sieht vor, auf drei grenzüberschreitenden Seen der drei
Kulturräume, dem Boden-, dem Genfer- und dem Langensee, Ausstellungen zu den drei
gesellschaftlichen Grundaspekten Frieden, Leben und Wissen zu organisieren. 51

ANDERES
DATUM: 29.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ende Oktober beauftragte der Bundesrat das EDI und das EJPD, eine Botschaft zur
Ausgestaltung der Staatsfeierlichkeiten im Jahr 1998 zu erarbeiten. Vorgesehen sind
Gedenkfeiern zum 150jährigen Bestehen des Bundesstaats und zum 200. Jahrestag
der Gründung der Helvetischen Republik. Der für die moderne Schweiz wenig
bedeutsamen formellen Loslösung der 13örtigen Eidgenossenschaft vom Heiligen
Römischen Reich Deutscher Nation anno 1648, welche 1948 angesichts des eben
beendeten Zweiten Weltkriegs noch gewürdigt worden war, soll dagegen 1998 nicht
mehr gedacht werden. 52

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.10.1994
DIRK STROHMANN

Am 1. März legte der Bundesrat seine Botschaft über die Gestaltung und Finanzierung
des Jubiläums 150 Jahre Schweizerischer Bundesstaat - 200 Jahre Helvetische
Republik im Jahr 1998 vor. Bei dem Jubiläum stehe die Frage des nationalen
Zusammenhalts und die Auseinandersetzung mit Werden und Zukunft der modernen
Schweiz im Vordergrund. In dieser Hinsicht sei prioritär der Gründung des
Bundesstaats von 1848 zu gedenken, doch habe auch die Helvetische Republik von 1798
den Übergang zur heutigen Schweiz eingeleitet, weshalb sie in die
Bundesfeierlichkeiten aufzunehmen sei. Wegzulassen sei im Sinne des Jubiläums
hingegen das Gedenken an den Westfälischen Frieden von 1648, durch welchen die Alte
Eidgenossenschaft ihre formale Unabhängigkeit vom Staatenkonglomerat des Heiligen
Römischen Reichs Deutscher Nation erhalten hatte. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.1995
DIRK STROHMANN

Steffen (sd, ZH) wollte von Bundesrätin Dreifuss in einer parlamentarischen Anfrage
wissen, ob des Westfälischen Friedens von 1648 aus integrationspolitischen Gründen
nicht gedacht werde bzw. welche Gründe zum Ausschluss dieses Datums geführt
hätten. Die Vorsteherin des EDI beantwortete die erste Frage mit einem klaren Nein.
Die Ereignisse von 1648 beträfen die Alte Eidgenossenschaft und nicht den modernen
Bundesstaat, der im Zentrum der Feiern von 1998 stehe. Der Bundesrat, so Dreifuss,
habe das thematisch ohnehin schon reich befrachtete Jubiläum nicht noch mit einem
zusätzlichen Thema und einer weiteren Geschichtsepoche belasten wollen. 54

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 13.03.1995
DIRK STROHMANN

Trotz mehrerer Vorstösse aus unterschiedlichen politischen Lagern (Bonny, fdp, BE;
Hollenstein, gp, SG; Leemann, sp, ZH; Stamm, cvp, LU; Zisyadis, pda, VD), in denen der
Bundesrat zu einem grösseren Engagement hinsichtlich des Gedenkens an das Ende
des Zweiten Weltkriegs am 8. Mai 1945 aufgefordert worden war, wollte sich die
Landesregierung zunächst auf eine Ansprache in den elektronischen Medien
beschränken. Gemäss Bundespräsident Villiger sah der Bundesrat keine Veranlassung,
selber Feierlichkeiten zu organisieren, da die Schweiz weder Kriegspartei noch
Siegermacht gewesen sei. Erst ein von Judith Stamm (cvp, LU) und Gross (sp, ZH)
gemeinsam vorgebrachter und von 120 Mitgliedern des Nationalrats unterzeichneter
Vorstoss, worin eine eintägige Sondersession des Parlaments gefordert wurde,
veranlasste den Bundesrat zu einem Kurswechsel, indem er das Angebot annahm, an
der von der Christlich-jüdischen Arbeitsgemeinschaft für Sonntag, den 7. Mai
organisierten, von den Landeskirchen und dem Schweizerischen-Israelitischen

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 08.05.1995
DIRK STROHMANN

01.01.90 - 01.01.20 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Gemeindebund mitgetragenen überkonfessionellen Feier im Berner Münster
teilzunehmen. Parlament und Regierung - mit Ausnahme von Bundesrätin Dreifuss,
welche die Regierung an der Glarner Landsgemeinde vertrat - versammelten sich
ausserdem gleichentags zu einer Gedenkstunde im Bundeshaus. 55

Rund um diese Feiern kam es auf verschiedenen Seiten zu Verstimmungen. Einerseits
protestierten Regierung und Parlamentarier des Tessin dagegen, dass zu der von der
parlamentarischen Koordinationskonferenz erarbeiteten Gedächtnisfeier im
Bundeshaus keine italienischsprachigen Redner eingeladen worden seien. Vor allem
aber empörte sich die Linke über die rein bürgerliche Rednerliste. Der Parteivorstand
der SP entschloss sich, der offiziellen Feier zwar beizuwohnen, parallel dazu aber eine
eigene Gedenkveranstaltung mit Historikern und Zeitzeugen zu organisieren. Die beiden
Abgeordneten der äusseren Linken dagegen boykottierten den offiziellen Festanlass.
Der Gedenkgottesdienst im Berner Münster wurde von einer stummen Mahnwache der
Asylkoordination Schweiz begleitet, die zu einer ehrlichen Auseinandersetzung mit der
schweizerischen Flüchtlingspolitik aufrief. 56

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.05.1995
DIRK STROHMANN

Die Gedenkveranstaltung im Bundeshaus war geprägt von der Entschuldigung
Bundespräsident Villigers für die Rückweisung der jüdischen Verfolgten des
Naziregimes an der Schweizer Grenze. Das Überleben der Schweiz sei nur durch eine
punktuelle Zusammenarbeit mit dem potentiellen Feind möglich gewesen, führte
Villiger aus, der namentlich auf die auf eine Anregung der Schweizer Behörden
zurückgehende Einführung des Judenstempels hinwies. Dennoch, so Villiger, stehe es
ausser Zweifel, dass die Schweiz mit ihrer Politik gegenüber den verfolgten Juden
Schuld auf sich geladen habe. Der Bundesrat bedaure dies zutiefst und entschuldige
sich dafür, im Wissen darum, dass solches Versagen letztlich unentschuldbar sei. 57

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.05.1995
DIRK STROHMANN

Der 8. Mai, als Jahrestag des Kriegsendes, wurde insbesondere in den
Deutschschweizer Grenzkantonen mit Gedenkanlässen oder offiziellen Feierstunden
begangen. Missfallen, diesmals auf bürgerlicher Seite, erregte eine Gedenkrede von
Bundesrätin Dreifuss in Thun, in welcher sie Teile der damaligen bürgerlichen Eliten,
deren Haltung auch im Bundesrat jener Zeit stark vertreten gewesen sei, des
Anpassertums gegenüber dem Nationalsozialismus bezichtigte. Die europäischen
Dimensionen des Kriegsendes wurden durch die Reisen von Bundespräsident Villiger
und Bundesrat Delamuraz zu den Gedenkfeierlichkeiten in Paris bzw. Moskau sowie das
Dankesschreiben der Landesregierung an die vier allierten Siegermächte
unterstrichen. 58

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.05.1995
DIRK STROHMANN

Als erste Kammer behandelte der Nationalrat Botschaft und Beschlussentwürfe des
Bundesrats. Nachdem der von Maspoli(lega, TI) im Namen der Fraktion von SD und Lega
vorgebrachte Antrag auf Nichteintreten mit deutlicher Mehrheit abgelehnt worden war,
gab in der Detailberatung über Teil A des Bundesbeschlusses, die eigentliche
Rechtsvorlage also, zunächst die Frage, welche Anlässe 1998 zu feiern seien, zu
Diskussionen Anlass. Die Kommissionsmehrheit hatte sich - mit ausdrücklicher
Zustimmung von Bundesrätin Dreifuss - darauf geeinigt, das Datum von 1798 aus dem
Titel des Bundesbeschlusses zu streichen und es nurmehr nachgeordnet im Ingress zu
erwähnen. Eine von Schmied (svp, BE) vertretene Kommissionsminderheit beantragte,
auch die Friedensschlüsse von Münster und Osnabrück aus dem Jahr 1648 als
Festanlass aufzunehmen. Die LdU/EVP-Fraktion dagegen wollte die Vorlage des
Bundesrats unverändert belassen. Explizite Unterstützung erhielt der Beschluss der
Kommissionsmehrheit von den Fraktionen der LP, der CVP und der FDP. Die Fraktion
von SD und Lega schloss sich dem Minderheitsantrag von Schmied (svp, BE) an, wobei
ihr Sprecher Maspoli (lega, TI) mit dem Referendum drohte, sollte die Vorlage der
Kommissionsmehrheit angenommen werden. Mit Zweidrittelmehrheit beschloss der Rat
im Sinne der Mehrheit seiner Kommission. Keinen Erfolg hatte ein Antrag Steinemanns
(fp, SG), der die Kompetenz, über die Ausgestaltung der Projekte zu entscheiden, dem
Parlament anstelle des EDI zugestehen wollte. Teil A der Gesamtvorlage wurde von der
Kammer mit 118 gegen 12 Stimmen, bei zwei Enthaltungen, angenommen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.1995
DIRK STROHMANN
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Bei Teil B, der Finanzierung der Bundesjubiläen, beantragte die Mehrheit der
Kommission, den Kredit für die Errichtung von anderthalb Hilfskräftestellen für die
Koordination der Festivitäten zu streichen. Trotz des Plädoyers von Bundesrätin
Dreifuss, welche sich erfolglos für die im Vergleich zu den 700-Jahr-Feiern
bescheidenen bundesrätlichen Forderungen einsetzte, folgte der Rat seiner
Kommission. In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf ebenso deutlich wie Teil A
der Bundesvorlage angenommen. 59

ANDERES
DATUM: 08.06.1995
DIRK STROHMANN

Im Zusammenhang mit den Bundesfeierlichkeiten von 1998 hatte sich der Nationalrat
mit einem Postulat von Gross (sp, ZH) zu befassen, das finanzielle Hilfen zur Förderung
von Forschungsarbeiten und Quelleneditionen verlangte, durch welche die
geschichtlichen Ereignisse zwischen 1798 und 1848 der Bevölkerung näher gebracht
werden könnten. Mit dem Einverständnis des Bundesrats wurde das Postulat
überwiesen. 60

POSTULAT
DATUM: 22.06.1995
DIRK STROHMANN

Der Ständerat ging in der Herbstsession auf die Vorlage ein. Auch hier forderte die Lega
dei Ticinesi durch ihren Repräsentanten Morniroli, nicht auf das Geschäft einzutreten.
Dieser Ansicht konnte sich freilich keiner der weiteren Redner anschliessen. Uneinig
waren sich diese dagegen, ob die Helvetik als Festanlass in die Bundesfeierlichkeiten
mit einzubeziehen sei. Die Kommission hatte mit Stichentscheid ihres Präsidenten,
Carlo Schmid (cvp, AI), vorgeschlagen, sich auf die Gründung des Bundesstaates zu
beschränken und statt der Erwähnung der Helvetischen Republik in Artikel 1 des
Ingresses - wie es der Nationalrat beschlossen hatte - allgemein der
Entstehungsgeschichte und Weiterentwicklung des schweizerischen Gemeinwesens zu
gedenken. Für diese Lösung setzten sich in der Debatte insbesondere die Redner und
Rednerinnen aus der Innerschweiz ein, welche wie Schallberger (cvp, NW) darauf
hinwiesen, dass die Helvetik diesen Ständen vor allem die Leiden der französischen
Okkupation gebracht habe. Die Vertreter des Freisinns und der SP sahen in dem Jahr
1798 hingegen vor allem die soziale und politische Befreiung vom Obrigkeits- und
Untertanenstaat des Ancien Régime. Nur Büttiker (fdp, SO) ging allerdings soweit, von
Bundesrätin Dreifuss die ausdrückliche Wiederaufnahme der Helvetik in die
Bundesvorlage zu forden.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.1995
DIRK STROHMANN

In der Detailberatung wurde, nachdem der Antrag Mornirolis (lega, TI) auf
Nichteintreten deutlich abgelehnt worden war, die Formulierung der Kommission
angenommen, nach welcher die Helvetik nicht mehr explizit in die
Bundesfeierlichkeiten aufgenommen wird. In der Gesamtabstimmung passierte der
rechtliche Teil der Bundesbeschlüsse - Teil A - glatt, mit nur einer Gegenstimme. Teil B
über die Finanzierung des Jubiläums erbrachte keine weiteren Diskussionen. Allen
Veränderungen, die der Nationalrat hier angefügt hatte, wurde zugestimmt. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.1995
DIRK STROHMANN

Der Nationalrat stimmte anlässlich der Differenzbereinigung in der Herbstsession auf
Antrag seiner Kommission und ohne Diskussion der vom Ständerat gefundenen offenen
Formulierung des Ingresses zu und nahm die Bundesbeschlüsse zum 150. Geburtstag
des Schweizerischen Bundesstaates und dessen Finanzierung in der
Schlussabstimmung mit grosser Mehrheit an. Die Kantonskammer ihrerseits folgte ihm
darin in der Herbstsession. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
DIRK STROHMANN

Ende November bestimmte der Bundesrat neun verwaltungsexterne Personen unter der
Leitung der Bellinzoneser Anwältin Francesca Gemnetti als Expertengremium für die
Gestaltung des Bundesjubiläums. Der definitive Entscheid über die Auswahl der
Projekte liegt beim EDI. 63

ANDERES
DATUM: 22.11.1995
DIRK STROHMANN
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Die unabhängige Fachgruppe für die Auswahl der Projekte zum Jubiläum des
Bundesstaats im Jahr 1998 entschied sich im März für die Unterstützung von 35 der
eingegangenen 86 Vorschläge. Für die Verwirklichung der hauptsächlich im historischen
und kulturellen Bereich liegenden Projekte stellt der Bund 9 Mio Fr. zur Verfügung. 64

ANDERES
DATUM: 13.03.1996
DIRK STROHMANN

Am 12. September, dem Jahrestag der Annahme der Bundesverfassung von 1848 durch
das Volk, orientierte Bundesrätin Dreifuss über den Stand der Vorbereitungsarbeiten
zum Bundesjubiläum. Als Höhepunkt des Jubiläumsjahres ist ein Fest der Jugend in
Bern geplant, das als nationale Klammer der zahlreichen kantonalen
Gedenkveranstaltungen wirken soll. Mit zwei Grossausstellungen im Bundeshaus und im
Landesmuseum sowie der Eröffnung der Zweigstelle des Landesmuseums in Prangins
(VD) organisiert der Bund drei weitere Gedenkanlässe. 65

ANDERES
DATUM: 12.09.1996
DIRK STROHMANN

Im Streit um nationale Jubiläen, die Bedeutung von mittelalterlichen Schlachten und
das Geschichtsverständnis der Schweiz ging ein sich zum sechs-hundertsten Mal
jährendes, für die moderne Schweiz wichtiges Ereignis etwas unter: die Eroberung des
Aargaus im Frühling 1415. Mit der Eroberung habsburgischer Stammlande in der
damaligen Grafschaft Baden und im Freiamt wurden erstmals in der Geschichte der
Eidgenossenschaft Gemeine Herrschaften errichtet, was gemäss der historischen
Forschung aufgrund der gemeinsamen Aufgabe für die Alten Orte den Beginn einer
langsamen Staatenbildung markiert. Unter dem Motto "Die Eidgenossen kommen!"
wurde im Kanton Aargau im Rahmen einer Reihe von Ausstellungen, kulturellen
Veranstaltungen, Tagungen und sogar sportlichen Anlässen das ganze Jahr über der
Bedeutung von 1415 gedacht. 66

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.04.2015
MARC BÜHLMANN

Das Jubiläumsjahr 2015 - gedacht wurde insbesondere der historischen Ereignisse von
1215 (Morgarten) und 1315 (Marignano) - berührte die Romandie aus historischer
Perspektive aber auch in der gesellschaftlichen Debatte wesentlich marginaler als die
Deutschschweiz, da es die Westschweiz in ihrem heutigen Umfang erst seit 200 Jahren
gibt. Manifest und gefeiert wurde dieser Umstand in jenen drei Kantonen, die von den
Grossmächten am Wiener Kongress 1815 dem damaligen Schweizer Staatenbund
zuerkannt wurden: Genf, Wallis und Neuenburg. 
Der Kanton Genf machte mit einer zweimonatigen Bustour durch die ganze Schweiz
unter dem Motto "Genf besucht die Schweiz" auf das Jubiläum aufmerksam. Ziel der
Besuche von total 43 Städten war dabei durchaus auch, Werbung in eigener Sache zu
machen. Es ging einerseits darum, Dankbarkeit zu zeigen, andererseits aber auch
darum, die Bedeutung Genfs als Sitz für zahlreiche internationale Organisationen für
die Schweizerische Aussenpolitik aufzuzeigen. Ende April nahm die Rundfahrt auf dem
Bundesplatz in Bern ihren Anfang. Neben Soldaten der Compagnie des Vieux-
Grenadiers de Genève macht auch die gesamte Genfer Kantonsregierung in Bern ihre
Aufwartung.
Im Kanton Wallis, der den Bundesbrief offiziell am 7. August 1815 unterzeichnet hatte,
fanden das ganze Jahr über Jubiläumsaktionen statt. Höhepunkt war ein zweitägiges
Fest Anfang August unter dem Motto "Sion vibre". Rund 80'000 Personen besuchten
die Kantonshauptstadt, in der unter anderen zahlreichen Programmpunkten auch
Bundesrat Johann Schneider-Ammann und Nationalratspräsident Stéphane Rossini (sp,
VS) Festreden hielten. 
Im Kanton Neuenburg war das Bicentenaire bereits im Jahr 2014 mit unterschiedlichen
Festivitäten in verschiedenen Neuenburger Gemeinden begangen worden. Der
Entscheid, das ehemalige preussische Neuenburg der damaligen Eidgenossenschaft zu
unterstellen, war am Wiener Kongress bereits 1814 gefällt worden. Rechtsgültig wurde er
zwar erst 1815, Neuenburg hatte sich aber entschieden, die mit CHF 1,8 Mio.
budgetierten und vom Kanton und Privaten finanzierten Feierlichkeiten schon 2014
abzuhalten. 67
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Um der insbesondere von der SVP vereinnahmten, ziemlich ideologisch und anti-
europäisch geprägten Geschichtsdiskussion im Jubiläumsjahr entgegenzutreten, plante
die Vereinigung "Die Schweiz in Europa", unterstützt von der Neuen Helvetischen
Gesellschaft, eine Feier zur ersten Verfassung des modernen Bundesstaates 1848.
Thomas Cottier, einer der Mitorganisatoren, betonte, man wolle einen Kontrapunkt zu
den eher rückwärtsgewandten Schlachtenjubiläen setzen. Die moderne Schweiz habe
sich im Diskurs mit ihren Nachbarn entwickelt und nicht in Abschottung. Der vorerst auf
dem Bundesplatz geplante Anlass musste jedoch vorab aus finanziellen Gründen
redimensioniert werden und fand dann auf dem Von-Roll-Areal der Universität Bern
statt. Alt-Bunderätin Ruth Dreifuss und die emeritierten Professoren Georg Kreis und
Andreas Auer traten als Rednerinnen und Redner auf, die ein Zeichen für eine
weltoffene Schweiz setzten wollten. Rund 300 Personen nahmen an der Feier teil. 68
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En ce mois d'avril 2016, la flotte de commerce suisse en haute mer fête ses 75 ans.
Celle-ci fut créée en 1939 lorsque l'Allemagne prit la décision de fermer la navigation
marchande sur le Rhin, ce qui constituait à l'époque la principale voie
d'approvisionnement pour la Suisse. D'abord existante sous le pavillon grec, la flotte se
voit obligée de battre sous le drapeau suisse, suite à l'invasion de la Grèce et la
fermeture de ses ports marchands. La Suisse met donc en place l'«Arrêté du Conseil
fédéral du 19 avril 1941 sur la navigation maritime sous pavillon suisse», permettant la
création de sa propre flotte. Celle-ci sera composée, durant la deuxième Guerre
Mondiale de 14 bateaux qui seront, en partie, mis à la disposition de la Croix-Rouge.
Trois bateaux seront coulés durant le conflit. Aujourd'hui encore, la Confédération,
sous l'égide de l'Office suisse de la navigation maritime (OSNM), dont le siège se situe à
Bâle, peut réquisitionner, en cas de besoin, cette flotte grande de 48 bateaux, passée
entre temps en mains privées. Mais, des tensions existent entre la Confédération et la
flotte, la première hésitant à renouveler le crédit de cautionnement, pouvant être
utilisé par les armateurs en cas de nécessité économique. Un rapport a été demandé au
ministre de l'économie Johann Schneider-Amman afin d'étudier les diverses
possiblités. Le malaise ambiant semble avoir poussé Didier Burkhalter à décliner
l'invitation à participer aux festivités. 69
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On a pu voir, en ce 12 septembre 2016, un peu partout en Suisse, diverses associations
fêter l'adoption de la Constitution de 1848. Cette date célèbre, selon eux, l'acte
fondateur de la Suisse moderne. En effet, il y a de cela 168 ans, les débats furent vifs
après la guerre du Sonderbund. Il s'agissait de réussir à réunifier le pays avec une
nouvelle constitution. Rappelons que quatre ans auparavant, en prémices à la guerre
mentionnée, plus de 100 morts ainsi que près de 200 blessés furent à comptabiliser
après des affrontements entre corps francs protestants et catholiques lucernois, ces
premiers n'acceptant pas que l'éducation lucernoise soit remise aux mains des jésuites,
assurant ainsi les traditions catholiques.
Ces événements marqueront profondément la construction de cette Suisse moderne.
Des groupements politiques tels que la Jeunesse Socialiste Suisse ou Operation Libero
se rapportent donc à cette date comme référence pour "leur" Suisse, dans une volonté
de rompre avec la création du mythe Suisse basé sur le 1er août 1291.
Déjà en 2009, la conseillère nationale socialiste bernoise Margret Kiener Nellen (sp, BE)
posait la question au Conseil Fédéral de savoir quelle date représentait au mieux l'acte
fondateur de la Suisse moderne. Celui-ci lui répondit que "le 12 septembre 1848 n'est
certainement pas la seule date à retenir, mais elle est peut-être la date la plus
importante tant il est vrai que ce jour-là les constitutions cantonales ont perdu leur
rang intouchable de charte suprême, sans que les cantons du Sonderbund ne s'y
opposent par ailleurs." Le Conseil fédéral précise toutefois que sur ces questions la
liberté d'opinion prévaut et qu'il n'est pas de leur ressort de fixer une date précise, la
confédération ne s'étant, à l'instar de Rome, pas construite en un jour, pour reprendre
les propos des sept sages. 70
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Le 29 novembre 2016, la Suisse et la France fêtent leur "paix perpétuelle". En effet, il
y a de cela 500 ans, les Suisses ont signé le "Traité de Fribourg" avec François Ier, une
année après la défaite subie par les troupes helvétiques à Marignan. Ce traité, très
favorable aux 13 cantons suisses de l'époque, établit un pacte de non-agression entre
les deux belligérants. Il aura tenu près de trois siècles, jusqu'en 1798, lorsque la France
envahira la Suisse. Il est toutefois à noter que la monarchie française venait de
disparaître – ne rendant plus le pacte contraignant – et que les français sont également
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intervenus à la demande de certains cantons helvétiques.
Selon l'historien de l'Université de Lausanne, Guillaume Poisson, l'importance de ce
traité réside dans le fait qu'il a permis de renforcer la cohésion entre les 13 cantons
suisses, en partie parce qu'ils ont du négocier ensemble les clauses et l'accord
économique venu quelques années après – en 1521 – avec la France, disposant ainsi
d'une politique extérieure commune. Ce pacte marque également, selon l'historien et
politologue Olivier Meuwly, les débuts de la neutralité suisse. 
Plusieurs événements furent organisés du côté français comme du côté suisse pour
fêter cette date historique, avec notamment un colloque organisé au Palais du
Luxembourg à Paris, ouvert par le conseiller fédéral en charge de la culture, Alain Berset
et le président du Sénat français, Gérard Larcher. 71

En 1936 débuta la guerre d'Espagne qui vit se confronter les républicains du Front
Populaire et les troupes du général Franco. Elle durera 3 années (jusqu'en 1939) et sera
marquée par un fort engagement de troupes étrangères. Cela sera, par ailleurs,
l'occasion pour Hitler de tester une partie des capacités militaires retrouvées de
l'armée allemande avec le tristement célèbre bombardement de Guernica. Cette guerre
verra également des dizaines de milliers de volontaires étrangers faire grossir les rangs
des deux camps. S'y engageront notamment 800 personnes provenant de Suisse (que
ce soit des nationaux ou des étrangers installés sur le territoire helvétique) aux côtés
des quelques 40'000 brigadistes formant la célèbre Brigade Internationale. Le profil-
type du combattant venu de la Confédération – dressé par les historiens Nic Ulmi et
Peter Huberl – montre qu'il provenait très majoritairement du milieu ouvrier, à
tendance communiste, relativement jeune (28 ans en moyenne), célibataire et vivant en
ville. Il avait une fibre anti-fasciste et militait pour la paix en Europe et la liberté. Les
femmes – à l'image de Clara Thalmann Ensner qui s'engagea avec son mari sur le front
d'Aragon pour lutter pour cet espoir naissant que représentait la "révolution populaire"
– ne représentaient que 4% des engagé-e-s. A noter qu'un quart d'entre eux y
laisseront leur vie et que ceux qui parvinrent à rentrer en Suisse, après la victoire des
troupes franquistes, risquaient la prison. Depuis, les combattants antifascistes suisses
ont été réhabilités – au même titre que les résistants au nazisme – par le biais d'une loi
votée en 2009, 70 ans après la fin de la guerre. 72

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.10.2016
KAREL ZIEHLI

Il y a 60 ans, la Suisse accueillait des réfugiés venus de Hongrie. Ceux-ci fuyaient la
répression menée par l'Union soviétique qui, en novembre 1956, envahit la ville de
Budapest – au cœur d'un mouvement de révolte contre le gouvernement hongrois et
l'influence de l'URSS. Au sein de la population Suisse – majoritairement réticente au
communisme – se créèrent de nombreux groupes de soutien aux hongrois restés au
pays et à ceux venus se réfugier en terres helvétiques, développant un mouvement de
solidarité sans équivalent dans l'histoire moderne suisse. Trois minutes de silence sont
même respectées le 20 novembre de la même année en soutien aux hongrois
oppressés; trois minutes où les trains, les trams, les banques, les fabriques et même le
Conseil fédéral s'arrêtent. Ce dernier décrète, quelques temps après, que la Suisse
accueillera chaque réfugié hongrois se présentant aux frontières, sans critère de
sélection. Ils seront plus de 10'000. Cette solidarité de la population s'expliquerait,
entre autres, par le sentiment de ressemblance qu'éprouvent les suisses envers les
citoyens hongrois, un petit pays cerné par les grandes puissances. 
Cependant, cette générosité de la part du Conseil fédéral était aussi motivée
politiquement: premièrement, la Suisse redoutait que l'Union soviétique n'envahisse
l'Autriche – un pays encore relativement faible de par sa prise d'indépendance encore
toute récente – ce qui n'aurait laissé qu'un pays entre elle et l'empire communiste.
Ainsi, le fait d'alléger l'Autriche d'une partie de ses réfugiés permettait, selon les sept
sages, d'éviter que l'Union soviétique ne prenne cet afflux de migrants comme prétexte
pour justifier une invasion de l'Autriche. Deuxièmement, le Conseil fédéral venait de
recevoir un rapport rédigé par Carl Ludwig sur la politique de l'asile pendant la
deuxième guerre mondiale – un rapport qui n'était pas tendre envers les autorités. Ces
dernières le publieront seulement en 1957, en précisant que leur politique d'asile avait,
entre temps, considérablement changé, à l'image de la gestion des réfugiés hongrois de
1956. 73
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Quelques jours après la sortie du film "L'ordre Divin" de Petra Volpe (ayant pour titre
original "Die göttliche Ordnung") relatant le combat mené par les féministes suisses
dans les années 70 pour obtenir le droit de vote sur le plan fédéral, le Conseil national
discutait de la motion Trede intitulée Jour férié national pour célébrer l'instauration
du droit de vote des femmes. Celle-ci, défendue par Lisa Mazzone (verts, GE) – Aline
Trede (verts, BE) ne faisant plus parti de l'hémicycle – demande à ce que le 16 mars soit
déclaré jour férié. La députée Mazzone argumente sa demande en rappelant
l'importance que l'introduction du droit de vote des femmes a eu pour la démocratie
Suisse, une démocratie qui n'en était pas vraiment une avant ce 26 mars 1971 selon elle,
les citoyennes ne pouvant pas y prendre part. Elle souligne également que la Suisse fait
partie des pays en Europe où les gens travaillent le plus, rendant l'instauration d'un
nouveau jour férié plus défendable. Finalement, cela serait, selon la députée Mazzone,
un moyen d'honorer tout le travail bénévole effectué majoritairement par les femmes
dans ce pays. Un jour férié en l'honneur des femmes serait donc également un moyen
de montrer notre reconnaissance de ce travail offert à la collectivité. 
La conseillère fédérale Simonetta Sommaruga, bien que reconnaissant que la
démocratie n'en était pas vraiment une avant cette date, recommande à l'assemblée de
rejeter la motion Trede pour des raisons d'ordre économique. Elle estime, de plus, qu'il
est tout à fait possible de célébrer cette date sans nécessairement en faire un jour
férié. 
Le Conseil national, suivant l'avis de la cheffe du département fédéral de justice et
police, rejette la motion par 127 voix contre 48 et 5 abstentions. 74
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Im ganzen Land teilten am Nationalfeiertag 2019 die Bundesrätinnen und Bundesräte
der Bevölkerung ihre Gedanken zur Schweiz mit. Dabei wurden unter anderem der
Klimawandel, die EU oder die Schweizer Sprachenvielfalt angesprochen. 
Der Corriere del Ticino berichtete über Ignazio Cassis, der gleich alle vier
Sprachregionen besuchte. In L'Etivaz (VD), Krauchthal (BE) , Zuoz (GR) und Chiasso (TI)
sprach der Bundesrat über die äusseren und inneren Grenzen der Schweiz, welche
sowohl Herausforderung als auch Chance für das Land seien, da sie die Schweiz und
ihre Sprachregionen definierten. Er selbst beabsichtige als Bundesrat, diese zu stärken
und zu vereinen. 
Auch Guy Parmelin hielt einen «Marathon» mit gleich drei Reden, wie die Tribune de
Genève berichtete. In Weissenstein (SO), Rueyres und Étoy (VD) sprach er etwa über die
«symbiose entre l'Etat et le citoyen helvétique» und meinte, die Schweiz habe viel mehr
Potenzial, als dass sie «reale Probleme» habe.
Simonetta Sommaruga besuchte den Naturpark Gruyère Pays-d'Enhaut (FR), wo sie den
Klimawandel ansprach und sich, passend zur Lokation, mit Politikerinnen und Politikern
und anderen Parkbesuchern über die Biodiversität, alpine Landwirtschaftszonen oder
nachhaltige Forstwirtschaft austauschte.
«Unendlich dankbar» war laut dem Blick Ueli Maurer, der den Tag am Fête des
Vignerons in Vevey (VD) feierte. Dankbar sei er für das Land, welches das Resultat harter
Arbeit «Dutzender von Generationen» sei. Die heutige Schweiz verstehe er als deren
Erbschaft und noch immer gelte es, für «Freiheit und Unabhängigkeit» einzustehen.
Ähnlich wie Cassis unterstrich Alain Berset, dass die Einzigartigkeit der Schweiz in ihrer
Kultur- und Sprachenvielfalt liege. In Yverdon-les-Bains (VD) erwähnte er in seiner
Ansprache den Klimawandel, den Zugang zur medizinischen Grundversorgung oder die
Beziehungen zur EU und habe dabei laut der Zeitung «Le Temps» diesbezüglich die
Frage in den Raum gestellt :«[...] en faisons-nous assez»?
Ebenfalls vom Klimawandel und von dessen potenziellen Schäden und Folgen für die
Schweiz geprägt war die Rede von Viola Amherd in Münster (VS). Amherd erinnerte –
entsprechend ihrem Departement – daran, dass eine «funktionstüchtige Armee», der
Zivilschutz sowie der Zivildienst die Bevölkerung jederzeit beschützten und
unterstützten, auch im Falle von Naturkatastrophen.
In der Gemeinde Rorschach in ihrem Heimatkanton St. Gallen holte schliesslich Karin
Keller-Sutter in ihrer Ansprach zuerst bis ins Jahr 1291 aus und skizzierte die lange
Geschichte der Eidgenossenschaft, sprach dann aber auch über aktuelle Themen wie
die EU, die Digitalisierung oder steigende Krankenkassenkosten.

Auch auf der Rütliwiese (UR) wurde traditionellerweise gefeiert, allerdings ohne
Bundesrat, wie die Luzerner Zeitung berichtete: Dort übernahm die Urner
Regierungsrätin und ehemalige Bundesratskandidatin Heidi Z'graggen (UR, cvp) das
Zepter. Das Motto der diesjährigen Feier lautete «Milizarbeit als Engagement für die
Gesellschaft», entsprechend waren der SGV und der Schweizer Feuerwehrverband zu
Gast. Z'graggen ihrerseits sprach neben der Milizarbeit auch über die guten
Beziehungen zu Europa und betonte, dass die Schweiz eine verlässliche und geschätzte
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Partnerin der EU sei. Auch den Föderalismus thematisierte sie: Dieser sei etwas, was sie
glücklich mache und sie als «Grundlage für den Erfolg unseres Landes» betrachte.
Als Abschluss der Feier auf dem Rütli schliesslich wurde die Nationalhymne vorgetragen
– mitsamt der viel diskutierten neuen Strophe, welche die Verwalterin des Rütlis, die
SGG, als offizielle Strophe in die Hymne aufnehmen möchte. 75

Im Juni 2019 berichtete die Aargauer Zeitung, dass im Kanton Basel-Stadt die
Durchführung des 1.-August-Feuerwerks zur Diskussion stehe. Nachdem die Stadt
Basel als erste Schweizer Stadt bereits im Februar 2019, im Zuge der landesweiten
Klimademonstrationen, den Klimanotstand ausgerufen hatte, wurden im Grossrat von
links-grüner Seite generelle Forderungen laut, öffentliche sowie private Feuerwerke zu
untersagen – denn aufgrund der Umweltbelastung seien Feuerwerke problematisch,
machen diese in der Schweiz doch zwei Prozent des jährlichen Feinstaubausstosses
aus. Gegenwehr leistete Ratsmitglied André Auderse (BS, ldp). Dieser meinte etwa, dass
ein Verbot lächerlich sei, und monierte, dass die Grünen immer alles verbieten wollten.
Auch im Nachbarkanton Basel-Landschaft stand das Feuerwerk zur Diskussion: Die
Allschwiler Gemeinderätin Nicole Nüssli unterstützte das Anliegen des Stadtkantons,
denn es gehe nicht nur um Umwelt- und Klimaschutz, sondern auch um die
Lärmbelastung. Mit einem Verzicht wolle man in Allschwil selber aber frühestens 2020
beginnen. 
Basel blieb derweil, laut der Zeitung «Le Temps», nicht die einzige Region, in welcher
man einen Verzicht diskutierte: Auch in Lausanne (VD) standen die Böller zur Debatte,
während der Verzicht in Olten (SO) und in der Gemeinde Stein (AG) zu diesem Zeitpunkt
bereits beschlossen war; in Gland (VD) reduzierte man die Brenndauer des
traditionellen Feuers zum Nationalfeiertag auf drei Minuten; die Migros Luzern und
Migros Ostschweiz entschieden, in den eigenen Filialen aufgrund der «aktuellen
Klimaentwicklung» und der damit verbundenen Planungsunsicherheit bei grossen
Feuerwerken, auf den Verkauf von Feuerwerk zu verzichten, während weitere Migros-
Regionen planten, nachzuziehen.

Unmittelbar vor und nach dem Nationalfeiertag griff schliesslich die Basler Zeitung das
Thema wieder auf: Ein Grossteil der Basler Bevölkerung habe sich gegenüber den
Veranstaltenden trotz Klimadebatte für ein Feuerwerk ausgesprochen, weshalb in der
Stadt am traditionellen Spektakel festgehalten worden sei. Auf dem Bruderholz (BL)
hingegen sei man experimentierfreudig gewesen und einen Kompromiss eingegangen:
Dort sei das Feuerwerk mit Laser- und Wassereffekten ergänzt worden, sodass die
Anzahl Feuerwerkskörper habe reduziert werden können. 76
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Stimmung in der Bevölkerung

Nach wie vor grösste Sorge der Schweizer Bevölkerung war im Berichtjahr die Angst vor
dem Verlust des Arbeitsplatzes. Seit elf Jahren findet sich die Sorge um Arbeitslosigkeit
im Sorgenbarometer, einer im Auftrag der Crédit Suisse bei jeweils rund 1000 Personen
von gfs.bern durchgeführten Langzeitbefragung, auf Platz eins; allerdings war der Anteil
der Befragten im Vergleich zum Vorjahr relativ deutlich von 49% auf 44% gesunken, was
seit 2000 den geringsten Anteil darstellte. In der Westschweiz (52%) war die Sorge um
einen Jobverlust dabei nach wie vor grösser als in der Deutschschweiz (40%), der
Sprachgraben hatte sich aber im Vergleich zum Vorjahr verkleinert. Unverändert an
zweiter Stelle lag die Sorge um die Zuwanderung und die damit verbundenen
Integrationsfragen (37%; 2012: 37%), gefolgt von Ängsten um die Altersvorsorge (29%;
2012: 32%), von den Sorgen um das Asylwesen (28%; 2012: 32%) und von den Sorgen um
die persönliche Sicherheit (24%; 2012: 21%), die vor allem von Frauen und Männern im
Pensionsalter geäussert wurden. Weiterhin rückläufig waren auch die Ängste um das
Gesundheitswesen, die während Jahren einen der drei Spitzenplätze eingenommen
hatten; 2013 gaben aber lediglich noch 21% der Befragten an, sich um das
Gesundheitswesen zu sorgen (2012: 30%). 77
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